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Muss die Mutter der Vormundschaftsbehörde den Aufenthaltsort des Kindes bekannt geben und vor den Vormundschaftsbehörden persönlich erscheinen?
Sachverhalt

Als Amtsvormundin/VB-Sekretärin der Stadt Z. bitte ich Sie um eine Auskunft. 

Für ein 4-jähriges Kind besteht nach der gerichtlichen Trennung der Eltern eine Besuchsrechtsbeistandschaft, vom Gericht angeordnet. Die Mutter hält sich nicht an die festgelegten Besuchstage. Sie teilt weder dem VB-Sekretär noch der Beiständin ihre eigentliche Adresse und Telefonnummer mit, sondern nur die Adresse ihrer Eltern, wo sie gemäss Einwohnerkontrolle auch gemeldet ist. 

Mit der Beiständin will sie gar keinen Kontakt. Auf Einladungen der VB erscheint sie nicht persönlich, sondern lässt sich entweder von ihrem Anwalt vertreten oder es erscheinen ihre Eltern, also die Grosseltern des Kindes. 

Meine Fragen lauten: Kann die Kindsmutter vom Vormundschaftssekretär gezwungen werden, ihre Aufenthaltsadresse mit dem Kind bekannt zu geben?

Kann sie gezwungen werden, persönlich an die Gespräche auf dem VB-Sekretariat zu erscheinen, d.h. sich nicht einfach nur vertreten zu lassen?

Erwägungen

1. Die Eltern haben das Kind ihren Verhältnissen entsprechend zu erziehen und seine körperliche, geistige und sittliche Entfaltung zu fördern und zu schützen. Zu diesem Zweck sollen sie in geeigneter Weise mit der Schule und, wo es die Umstände erfordern, mit der öffentlichen und gemeinnützigen Jugendhilfe zusammenarbeiten (Art. 302 Abs. 1 und 3 ZGB). Aus dieser gesetzlichen Grundlage lässt sich ohne weiteres herleiten, dass es der Mutter nicht freigestellt ist, mit der Beiständin zusammen zu arbeiten oder nicht. Tut sie es nicht, verstösst sie gegen ihre Erziehungspflichten.

2. Das unmündige Kind und Eltern, denen die elterliche Sorge nicht zusteht, haben gegenseitig Anspruch auf angemessenen persönlichen Verkehr (Art. 273 Abs. 1 ZGB). Sind die Eltern geschieden und das Kind der elterlichen Sorge der Mutter anvertraut, so hat diese gegenüber dem Kind und dessen Vater eine Rechtspflicht, das behördlich (durch Gericht oder Vormundschaftsbehörde) festgesetzte Besuchsrecht zu ermöglichen. 

3. Tatsache ist, dass sich die meisten Kinder eine harmonische Beziehung zu beiden Elternteilen, aber auch eine Versöhnung bzw. eine Wiedervereinigung der Eltern wünschen. Daran ändern besuchsrechtliche Restriktionen nichts. Zudem überwiegen die positiven Aspekte regelmässiger Besuche beim anderen Elternteil (namentlich Erleichterung der Trennungsverarbeitung, Ergänzung der Erziehungsstile, Identifizierungsmöglichkeit, Steigerung des Selbstwertgefühls, Beratungsmöglichkeit in der Pubertät und später bei der Berufswahl) die negativen (anfängliche Beunruhigungen und mögliche Belastungen). Ferner kann die ungestillte Sehnsucht nach dem abwesenden Elternteil auf die Dauer schädlichere psychische Auswirkungen zeitigen, insbesondere wenn sich das Kind ein ideales Bild vom betreffenden Elter aufbaut. Die Forschung hat im Übrigen ergeben, dass Besuche, wenn sie richtig angelegt und einige Zeit durchgeführt werden, eine entspannende Wirkung gerade bei Konfliktsituation haben können, indem sich deren Auswirkungen bei jedem Besuch mehr und mehr verringern (BGE 5C.199/2004 vom 19. Januar 2005 in ZVW 2005 S. 130 ÜR4-05). Diese Bundesgerichtspraxis unterstreicht einerseits das grundsätzliche Interesse an der Gestaltung und Aufrechterhaltung der Beziehungen zwischen Kind und Besuchsberechtigtem und andererseits das erzieherische Fehlverhalten von Sorgeberechtigten, welche solche Kontakte verunmöglichen und missachten.


4. In der gegebenen Situation steht die Beiständin vor der Herausforderung, ihr Mandat ohne Kontakt zur Mutter erfüllen zu müssen, was aus nahe liegenden Gründen als nicht möglich erscheint. Andererseits verfügt der Vater über ein Besuchsrecht, dessen Vollzug nicht möglich scheint. In dieser Situation sind folgende Möglichkeiten denkbar:
a. Der Vater verlangt vom Gericht gestützt auf das Scheidungsurteil einen Vollstreckungsbefehl, bei dessen Missachtung gegen die Mutter Strafanzeige (Art. 292 StGB) eingereicht werden kann.

b. Die Beiständin erläutert der Mutter über den Korrespondenzweg die Rechtslage und lädt sie zu einer Sitzung ein, an welcher zwischen Beiständin und Mutter (wenn sie will in Begleitung des Anwaltes) Ziele und Massnahmen festlegt werden, welche dem Scheidungsurteil und dem Kindesinteresse Rechnung tragen.

c. Bei Verweigerung muss die Vormundschaftsbehörde prüfen, ob die verfügte Kindesschutzmassnahme (Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 ZGB) noch geeignet sei, um dem Kindesinteresse Rechnung tragen zu können. Möglicherweise bedarf es weitergehender Massnahmen, die im Einzelnen zu prüfen wären. Um dies klären zu können, muss die Vormundschaftsbehörde die Mutter vorladen. 


d. Wer als Behörde befugt ist, die zur Klärung des Sachverhalts erforderlichen Anordnungen zu treffen, kann zu deren Durchsetzung polizeiliche Hilfe in Anspruch nehmen. Das Vorgehen und der Mitteleinsatz richten sich grundsätzlich nach kantonalem Verfahrensrecht, andererseits schon von Bundesrechts wegen stets nach dem Verhältnismässigkeitsprinzip (Art. 307 ZGB, Art. 5 Abs. 2 und Art. 36 Abs. 3 BV) und sind namentlich im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes ergebnisorientiert einzusetzen. Wenn einer Person Hilfe angeboten werden muss und sie diese vorerst ablehnt, wird mit brachialem Kontaktzwang wenig langfristiger Erfolg in Aussicht zu nehmen sein. Die Zwangsvorführung widerspenstiger Zeugen durch die Polizei bietet diesbezüglich weniger Hürden als jene widerspenstiger Eltern, mit welchen eine Zusammenarbeit aufgebaut werden soll. Gesetzliche Basis zur Zwangsvorführung im Kanton Zug sind § 13 und 14 VRPG sowie ergänzend § 103 ZPO (persönliches Erscheinen) und im Verwaltungsjustizverfahren § 170 (Vorführung von Zeugen). Der Vormundschaftsbehörde steht zwar die Einvernahme von Zeugen nicht zu (§ 13 Abs. 2 VRPG), sie kann aber Anhörungen durchführen und auch die Ungehorsamsstrafe nach Art. 292 StGB androhen für den Fall, dass eine Person der Vorladung nicht Folge leistet.

5. Es muss immer wieder darauf hingewiesen werden, dass Kinder seelische Schädigungen erfahren können, wenn elterliche Konflikte auf ihrem Rücken ausgetragen werden. Es besteht deshalb für Eltern, welche sich dieser Erkenntnis verschliessen und das Kindeswohl so wissentlich gefährden, die Gefahr der Anzeige wegen Verletzung der Fürsorge- und Erziehungspflicht (Art. 218 StGB). Selbstverständlich ist das eine ultima ratio und kaum geeignet, Erziehungskompetenzen zu erhöhen, es kann aber als Zeichen verstanden werden, wie Kindesinteressen gewichtet werden.


6. Ihre Fragen können demnach wie folgt beantwortet werden:

a. Kann die Kindsmutter vom Vormundschaftssekretär gezwungen werden, ihre Aufenthaltsadresse mit dem Kind bekannt zu geben?
Die Mutter hat eine Mitwirkungspflicht. Verweigert sie die nötigen Informationen, so müsste der Anwalt der Mutter die erforderlichen Hinweise geben. Tut er es nicht, können die Angehörigen zur Anhörung vorgeladen werden (§ 13 VRPG). Geben sie an, nicht zu wissen, wo das Kind ist, liegt ein Verstoss gegen die Meldepflichten als Einwohner vor (Schriftenhinterlegung), weshalb die Ortspolizei die nötigen Abklärungen vorzunehmen hätte. Ich gehe davon aus, dass im vorliegenden Fall nicht die Rede davon sein kann, der Mutter die Obhut zu entziehen und das Kind vormundschaftlichen Obhut zu überantworten, was zusätzliche strafrechtliche Sanktionsmöglichkeiten schaffen würde. 

b. Kann sie gezwungen werden, persönlich an die Gespräche auf dem VB-Sekretariat zu erscheinen, d.h. sich nicht einfach nur vertreten zu lassen?
Ja, die Mutter kann mittels behördlicher Verfügung aufgeboten und im Weigerungsfall polizeilich vorgeführt werden. Das sind allerdings Massnahmen, die nur im äussersten Fall anzuwenden sind und dem Zweck dienen würden, im Rahmen eines vormundschaftsbehördlichen Abklärungsverfahrens zu prüfen, ob weitere Kindesschutzmassnahmen nötig sind. Hier wäre schon wichtig, vom Anwalt oder von den Angehörigen zu erfahren, was die Mutter von der VB befürchtet, wenn sie das Gespräch verweigert und sich damit die Chancen erhöhen, dass ihre Erziehungsfähigkeit zusätzlich angezweifelt werden muss.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 2. Mai 2006
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